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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 2511/69 über Sondermaßnahmen zur Verbesserung der Erzeugung und 
Vermarktung von Zitrusfrüchten der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2511/69 des Rates 
vom 9. Dezember 1969 über Sondermaßnahmen zur 
Verbesserung der Erzeugung und Vermarktung von 
Zitrusfrüchten der Gemeinschaft^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. . . .^), hat in 
Artikel 7 die Beträge der Ausgleichszahlung für be- 
stimmte Zitrusfrüchte festgesetzt. 

Diese Beträge wurden unter Berücksichtigung der 
Marktlage für Zitrusfrüchte während des Wirt- 
schaftsjahres 1973/1974 festgelegt: seitdem sind die 
Preise für Zitrusfrüchte der Gemeinschaft erheblich 
angestiegen. Dadurch kann der Absatz dieser Er- 
zeugnisse auf den Einfuhrmärkten der Gemeinschaft 
beeinträchtigt werden. Somit sind die vom nächsten 
Wirtschaftsjahr an geltenden Beträge dementspre- 
chend anzupassen. 

In den vergangenen Wirtschaftsjahren bestanden 
auch bei der Zitronenerzeugung der Gemeinschaft 
Absatzschwierigkeiten auf den Einfuhrmärkten der 
Gemeinschaft. Daher ist für dieses Erzeugnis als 
vorsorgliche Maßnahme eine Ausgleichszahlung für 
den noch verbleibenden Teil des Wirtschaftsjahres 
1975/1976 zu gewähren. 

Um die Wirksamkeit eines solchen Systems zu 
gewährleisten, sind die für Apfelsinen, Mandarinen 
und Clementinen festgelegten Beträge unter Be- 
rücksichtigung der Grund- und Ankaufspreise für 
die betreffenden Erzeugnisse neu festzusetzen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN - 
Artikel 1 

Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2511/69 erhält 
folgende Fassung: 

„Die Verkäufer der Erzeuger-Mitgliedstaaten erhal- 
ten unter den nachstehenden Bedingungen eine Aus- 
gleichszahlung für Apfelsinen, Mandarinen, Clemen- 
tinen und Zitronen der Gemeinschaft, die in den 
übrigen Mitgliedstaaten vermarktet werden. 

Die Gewährung dieser Ausgleichszahlung ist jedoch 
bei Zitronen auf das Wirtschaftsjahr 1975/1976 be- 
grenzt." 

Artikel 2 

Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 2511/69 erhält 
folgende Fassung: 

„1. Für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 wird der Be- 
trag der Ausgleichszahlung wie folgt festge- 
setzt: 

— 7,8 RE/ 100 kg netto für Apfelsinen der Sor- 
ten Moro, Tarocco, Ovale calabrese, Bella- 
dona, Navel und Valencia late, 

— 6,7 RE/100 kg netto für Apfelsinen der Sorte 
Sanguinello, 

— 4,4 RE/100 kg netto für Apfelsinen der Sor- 
ten Sanguigno und Biondo comuno, 

— 6,7 RE/100 kg netto für Mandarinen, 

— 3,9 RE/ 100 kg netto für Clementinen und 

— 4,7 RE/100 kg netto für Zitronen. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 318 
vom 18. Dezember 1969, S. 1 

-) Vom Rat am 18. Februar 1974 erlassene Verordnung, 
Dok. R 442/74 (Agri 126) (Fin 109); noch nicht ver- 
öffentlicht. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 23. Juli 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Zi 15/75: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 10. Juli 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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2. Für die folgenden Wirtschaftsjahre wird der Be- 
trag der Ausgleichszahlung für Apfelsinen, 
Mandarinen und Clementinen jedes Jahr vor 
dem 1. August für das im darauffolgenden Jahr 
beginnende Wirtschaftsjahr nach dem Verfah- 
ren des Artikels 43 Absatz 2 des Vertrages 
festgelegt, wobei die jeweils letzten Beträge 
sowie die Entwicklung der Grund- und An- 
kaufspreise für die betreffenden Erzeugnisse 
berücksichtigt werden. Jedoch kann der Pro- 
zentsatz der Änderung der Ausgleichszahlun- 
gen im Vergleich zum vorangegangenen Wirt- 
schaftsjahr nicht den Prozentsatz der Änderung 
der Grund- und Ankaufspreis übersteigen. 

3. Die Ausgleichszahlung wird nur für die Erzeug- 
nisse der Güteklassen Extra und I gewährt." 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 

Sie gilt: 

— für Apfelsinen, Mandarinen und Clementinen ab 
Anfang des Wirtschaftsjahres 1975/1976, 

— für Zitronen ab dem Zeitpunkt ihres Inkrafttre- 
tens. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 2601/69 über Sondermaßnahmen zur Förderung der Verarbeitung bestimmter 
Apfelsinensorten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2601/69 des Rates 
vom 18. Dezember 1969 über Sondermaßnahmen zur 
Förderung der Verarbeitung bestimmter Apfelsinen- 
sorten ^), geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 176/73 2), hat ein System von Ausgleichszah- 
lungen für die Verarbeitung bestimmter Apfelsinen- 
sorten im Rahmen von Verträgen eingeführt, welche 
die regelmäßige Versorgung der Verarbeitungs- 
industrie zu einem Mindestankaufspreis für den Er- 
zeuger sicherstellen; nach Artikel 2 dieser Verord- 
nung müssen sich die Verträge auf Mengen bezie- 
hen, welche die durchschnittliche Menge überstei- 
gen, die von der Verarbeitungsindustrie während 
der drei dem Wirtschaftsjahr 1969/1970 vorange- 
gangenen Wirtschaftsjahr verarbeitet wurden, oder 
- bei den jüngeren Industrien - auf Mengen, die 
entsprechend der Verarbeitungskapazität dieser 
Industrien festzusetzen sind. 

Um sowohl die Ausrichtung auf die Verarbeitung 
bestimmter Apfelsinensorten zu verstärken als auch 
die Wettbewerbslage des Fertigerzeugnisses im 
Verhältnis zu den Einfuhren aus Drittländern zu 
verbessern, ist das System der Ausgleichszahlungen 
auf die gesamte Menge der von der Verarbeitungs- 
industrie verwendeten Apfelsinen auszudehnen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN - 
Artikel 1 

Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2601/69 wird 
wie folgt geändert: 

1. Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Die in Artikel 1 genannten Maßnahmen 
müssen sich auf Verträge zwischen Erzeu- 
gern und Verarbeitern der Gemeinschaft 
stützen. In diesen Verträgen, die vor Be- 
ginn eines jeden Wirtschaftsjahres geschlos- 
sen werden, sind die betreffenden Mengen, 
die zeitliche Staffelung der Lieferungen an 
die Verarbeiter und der den Erzeugern zu 


zahlende Preis anzugeben. Die Verträge 
werden sofort nach ihrem Abschluß den zu- 
ständigen Behörden der betreffenden Mit- 
gliedstaaten übermittelt, die die qualitativen 
und quantitativen Kontrollen der Lieferun- 
gen an die Verarbeiter durchzuführen ha- 
ben." 

2. Absatz 2 zweiter Unterabsatz erhält folgende 
Fassung: 

„Der Mindestpreis wird vor Beginn eines jeden 
Wirtschaftsjahres festgesetzt." 

3. Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Die Durchführungsbestimmungen zu den Ab- 
sätzen 1 und 2 werden nach dem Verfahren 
des Artikels 33 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1035/72 erlassen; der Mindestpreis wird 
nach dem gleichen Verfahren festgesetzt." 


Artikel 2 

Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2601/69 wird 

wie folgt geändert: 

1. Absatz 1 letzter Unterabsatz ,erhält folgende 
Fassung: 

„Die Höhe des finanziellen Ausgleichs wird vor 
Beginn eines jeden Wirtschaftsjahres festge- 
setzt." 

2. Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Die Durchführungsbestimmungen zu Ab- 
satz 1 werden nach dem Verfahren des Ar- 
tikels 33 der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 
erlassen; die Höhe des finanziellen Aus- 
gleichs wird nach dem gleichen Verfahren 
festgelegt." 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


q Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 324 
vom 25. Dezember 1969, S. 21 

‘-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 25 
vom 30. Januar 1973, S. 3 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1035/72 des Rates vom 18. Mai 1972 über eine gemeinsame Marktordnung für Obst 
und Gemüse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 23 der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 des 
Rates vom 18. Mai 1972 über eine gemeinsame 
Marktorganisation für Obst und Gemüse^), zuletzt 
geändert durch Verordnung (EWG) Nr. 2745/72 ~), 
legt die Kriterien für die Festsetzung der Referenz- 
preise fest. Die Verordnung (EWG) Nr. 2511/69 des 
Rates vom 9. Dezember 1969 über Sondermaßnah- 
men zur Verbesserung der Erzeugung und Vermark- 
tung von Zitrusfrüchten der Gemeinschaft’^), zuletzt 
geändert durch Verordnung (EWG) Nr. . . 775'^), 
sieht für Orangen, Mandarinen und Clementinen 
eine jährliche Anpassung der Ausgleichszahlungen 
vor und erlaubt, ein gerechteres Verhältnis zwischen 
dem Preis der Gemeinschaftserzeugnisse und dem 
Preis der Einfuhrerzeugnisse aufrechtzuerhalten. 
Unter diesen Umständen kann das Ziel des Refe- 
renzpreises dadurch erreicht werden, daß die Schwan- 
kungen der Referenzpreise auf ein Ausmaß begrenzt 
werden, das höchstens der Differenz zwischen dem 
für die Schwankungen der Grund- und Ankaufs- 
preise und dem für die Schwankungen der Aus- 
gleichszahlungen festgesetzten Ausmaß entspricht. 

Nach Artikel 23 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1035/72 bleiben die Transportkosten für Oran- 
gen, Mandarinen, Satsumas, Clementinen, Tange- 
rinen und andere ähnliche Kreuzungen von Zitrus- 
früchten wegen der besonderen Maßnahmen zur 
Sicherung des Absatzes der Gemeinschaftserzeugung 
bei der Berechnung des Referenzpreises außer An- 
satz. Für einen Teil des Wirtschaftsjahres 1975/1976 
wurden für die Zitronen ähnliche Maßnahmen er- 
griffen. Bei der Berechnung des Referenzpreises für 
dieses Erzeugnis sollten die Transportkosten für 
diesen Zeitraum deshalb nicht berücksichtigt wer- 
den. 

Artikel 25 der Verordnung (EWG) Nr, 1035/72 
setzt die Bedingungen fest, unter denen eine Aus- 
gleichsabgabe erhoben werden kann, um Störungen 
des Gemeinschaftsmarktes durch Angebote aus 
Drittländern zu anormalen Preisen zu vermeiden. 
Die Erfahrung hat gezeigt, daß der ständige Wechsel 
zwischen unter bzw. über dem Referenzpreis liegen- 


den Einfuhrpreisen Störungen verursacht, die durch 
Anwendung der Bestimmungen von Artikel 25 nicht 
behoben werden können; deshalb müssen geeignete 
Maßnahmen vorgesehen werden - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Artikel 23 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr, 

1035/72 erhält folgende Fassung: 

„2. Die Referenzpreise werden festgesetzt: 

— unter Zugrundelegung des arithmetischen 
Mittels der Erzeugerpreise der einzelnen 
Mitgliedstaaten zuzüglich, außer für Oran- 
gen, Mandarinen, Satsumas, Clementinen, 
Tangerinen und andere ähnliche Kreuzun- 
gen von Zitrusfrüchten sowie für die Zeit 
vom Inkrafttreten des Verordnungsentwurfs 
(EWG) Nr. . . . des Rates vom . . . zur Än- 
derung der Verordnung (EWG) Nr. 2511/69 
über Sondermaßnahmen zur Verbesserung 
der Erzeugung und Vermarktung von Zitrus- 
früchten der Gemeinschaft bis 31. Mai 1976, 
für Zitronen, des in Absatz 4 genannten Be- 
trages, 

— unter Berücksichtigung der durchschnittli- 
chen Entwicklung der Grund- und Ankaufs- 
preise. 

Ab dem Wirtschaftsjahr 1975/1976 werden die 
Referenzpreise für Orangen, Mandarinen, Satsu- 
mas, Clementinen, Tangerinen und andere ähn- 
liche Kreuzungen von Zitrusfrüchten in Höhe 
des Referenzpreises für das vorhergehende 
Wirtschaftsjahr festgesetzt, wobei sie in einem 
Ausmaße angepaßt werden können, das im Ver- 
hältnis zum vorhergehenden Wirtschaftsjahr 
höchstens dem Unterschied zwischen dem Aus- 
maß der Schwankungen der Grund- und An- 
kaufspreise und dem der in der Verordnung 
(EWG) Nr. 2511/69 vorgesehenen Ausgleichs- 
zahlungen entspricht." 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 118 
vom 20. Mai 1972, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 291 
vom 28. Dezember 1972, S. 147 

•ß Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 318 
vom 18. Dezember 1969, S. 1 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . . , S. . . . 
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Artikel 2 

In die Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 wird folgen- 
der Artikel 25 a eingefügt: 

„Artikel 25 a 

1. Wird bei einem Erzeugnis und einem bestimm- 
ten Herkunftsland festgestellt, daß die Einfuhr- 
preise abwechselnd über und unter dem Refe- 
renzpreis liegen, selbst wenn die über oder unter 
dem Referenzpreis liegenden Einfuhrpreise an 
zwei aufeinanderfolgenden Markttagen verzeich- 
net worden sind, ohne daß diese Lage zur An- 
wendung von Artikel 25 geführt hat, so wird, 
sofern kein Ausnahmefall vorliegt, abweichend 
von diesem Artikel unter den nachstehenden 
Bedingungen eine Ausgleichsabgabe für das be- 
treffende Herkunftsland erhoben. 

Diese Abgabe wird erhoben, wenn 

— • drei Einfuhrpreise unter dem Referenzpreis 
lagen, 

— und einer dieser Einfuhrpreise wenigstens 
0,5 RE unter dem Referenzpreis liegt. 

Sie ist gleich dem Unterschied zwischen dem Re- 
ferenzpreis und dem letzten, um wenigstens 
0,5 RE unter dem Referenzpreis liegenden Ein- 
fuhrpreis. 

2. Absatz 2 von Artikel 25 gilt nicht für Abgaben, 
die in Anwendung von Absatz 1 dieses Artikels 
erhoben werden. 

3. Die in Anwendung von Absatz 1 dieses Artikels 
erhobene Ausgleichsabgabe, die für alle Mit- 
gliedstaaten gleich hoch ist, wird zusätzlich zu 
den geltenden Zöllen erhoben." 


Artikel 3 

Artikel 26 der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 er- 
hält folgende Fassung: 


„Artikel 26 

1. Die in Anw’^endung von Artikel 25 erhobene Aus- 
gleichsabgabe wird nicht geändert, solange: 

— die Schwankungen der Faktoren für ihre Be- 
rechnung ab dem Zeitpunkt ihrer Anwendung 
nicht an drei aufeinanderfolgenden xMarkt- 
tagen zu einer Änderung ihrer Höhe von 
mehr als einer Rechnungseinheit führen, 

— eine Änderung der Gruppierung der Her- 
kunftsländer nicht nötig ist. 

Die Aufhebung der Ausgleichsabgabe für Er- 
zeugnisse aus einem bestimmten Herkunftsland 
wird beschlossen, sobald der Einfuhrpreis an 
zwei aufeinanderfolgenden Markttagen minde- 
stens so hoch liegt wie der Referenzpreis. Die 
Aufhebung wird ebenfalls beschlossen, wenn es 
für die betreffenden Erzeugnisse aus diesem Her- 
kunftsland an sechs aufeinanderfolgenden Werk- 
tagen keine Notierungen gegeben hat; dies gilt 
nicht im Falle der Anwendung von Artikel 24 
Absatz 4 sowie für den Fall, daß die Anwen- 
dung des ersten Unterabsatzes erster Gedanken- 
strich zu einer Festsetzung dieser Abgabe auf 
Null führen würde. 

2. Die in Anwendung von Artikel 25 a erhobene 
Abgabe wird sechs Tage lang erhoben. 

Diese Abgabe kann vor Ablauf dieser Frist nur 
aufgehoben werden, wenn 

— die Anwendung von Artikel 25 Absatz 1 zur 
Festsetzung einer neuen, höheren Ausgleichs- 
abgabe führt, 

— oder die Einfuhrpreise an fünf aufeinander- 
folgenden Markttagen wenigstens ebenso 
hoch sind wie der Referenzpreis." 


A r t ik e 1 4 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung des Mindestpreises 
und des besonderen Mindestpreises für Tomatenkonzentrate 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 865/68 
des Rates vom 28. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Verarbeitungserzeugnisse 
aus Obst und Gemüse^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 1420/75 2), 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. . . ./75 des 
Rates vom . . . über eine Regelung des Handels mit 
Verarbeitungserzeugnissen aus Obst und Gemüse 
mit Drittländern^), insbesondere auf Artikel 2 Ab- 
satz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. . . ./75 wird ein Mindestpreis für Tomatenkonzen- 
trate festgesetzt, der bei der Einfuhr dieses Erzeug- 
nisses einzuhalten ist. In Absatz 3 dieses Artikels 
wird daneben ein besonderer Mindestpreis für Ein- 
fuhren in die neuen Mitgliedstaaten festgesetzt. Die 
Festsetzung dieser Preise zielt auf die Einschrän- 


kung der Gefahr, den Markt für Tomatenkonzen- 
trate durch Drittlandseinfuhren zu ungewöhnlich 
niedrigen Preisen zu stören. 

Der Mindestpreis muß unter Berücksichtigung der 
in Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. . . ./75 genannten Kriterien festgesetzt werden. 
Außerdem muß diese Festsetzung gemäß Artikel 2 
Absatz 4 dieser Verordnung für ein in seinen Han- 
delseigenschaften definiertes Erzeugnis erfolgen. 

Der besondere Mindestpreis ist das erste Mal auf 
der Grundlage des sich aus der Verordnung (EWG) 
Nr. 543/75 des Rates vom 13. Februar 1975 über den 
Abschluß von zwei Abkommen in Form von Brief- 
wechseln betreffend die Artikel 2 und 3 des Proto- 
kolls Nr. 8 des Abkommens zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Portugie- 
sischen Republik ^) ergebenden Preisniveaus fest- 
zusetzen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für Einfuhren des nachstehenden Erzeugnisses; 


Nummer des 
Gemeinsamen 

Bezeichnung 

Güteklasse 

1 

Aufmachung 

Zolltarifs 

i 



ex 20.02 C 

Tomatenkonzentrate 

Gehalt an 

In unmittelbaren 



T rockensubstanz 
28/30 V. H. 

Umschließungen mit 
einem Inhalt von 

4 kg oder mehr 


— wird der Mindestpreis auf 58,0 Rechnungsein- 
heiten je 100 kg einschließlich der unmittelbaren 
Umschließung festgesetzt, 

— wird der besondere Mindestpreis auf 30,0 Rech- 
nungseinheiten je 100 kg einschließlich der un- 
mittelbaren Umschließung festgesetzt. 

Diese Preise verstehen sich einschließlich Zöllen. 

Sie gelten vom . . . bis zum 30. Juni 1976. 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 


Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat, 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 153 
vom 1. Juli 1968, S. 8 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 3. Juni 1975, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom , . . , S. . . . 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 62 
vom 7, März 1975, S. 1 
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Begründung 


Auf seiner Tagung am 23. und 24. Juni 1975, auf der 
der Rat die im Rahmen der „Gesamtlösung für die 
Mittelmeerländer" für Obst und Gemüse zu treffen- 
den Maßnahmen prüfte, wurde ein Kompromiß ge- 
schlossen, der einige Vorschriften vorsieht. 

I. Für frisches Obst und Gemüse sehen diese Vor- 
schriften folgendes vor: 

A. Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2511/69 
in ihrer im Dokument R/442/74 (AGRI 126) 
enthaltenen Fassung wie folgt: 

1. Für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 

a) die Erhöhung der Markteinführungs- 
prämie um 11 V. H.; dies führt zu fol- 
genden Beträgen: 

in RE/ 100 kg 

— Moro, Tarocco, Ovale 
calabrese, Beliadona 


Navel, Valencia late 7,8 

— Sanguinello 6,7 

— Sanguigno, 

Biondo comune 4,4 

— Mandarinen 6,7 

— Clementinen 3,9 


b) für die Zitronen Festsetzung einer 
Markteinführungsprämie in Höhe von 
4,7 RE für 100 kg. 

2. Für die folgenden Wirtschaftsjahre die 
Festsetzung von Markteinführungsprä- 
mien für Apfelsinen, Mandarinen und Cle- 
mentinen, die einem Prozentsatz angepaßt 
werden, der höchstens den Schwankungen 
der Grund- und Aufkaufpreise der be- 
treffenden Erzeugnisse entspricht. 

B. Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2601/69 
zur Erweiterung der Gewährung eines finan- 
ziellen Ausgleichs auf alle für die Verarbei- 
tung bestimmten Mengen von Apfelsinen. 


C. Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 
wie folgt: 

1. Änderung von Artikel 23 Absatz 2, um die 
Nichteinbeziehung der Transportkosten in 
den Referenzpreis für Zitronen für das 
Wirtschaftsjahr 1975/1976 zu berücksich- 
tigen. 

2. Einführung eines Artikels 25 a, der zu- 
sätzlich zu den derzeit geltenden Bestim- 
mungen die Möglichkeit vorsieht, die ein- 
geführten Erzeugnisse mit einer Aus- 
gleichsabgabe zu belegen, während sich 
über einen gewissen Zeitraum die Ein- 
fuhrpreise abwechselnd über und unter 
dem Referenzpreis befinden. 

Diese Entwürfe für Verordnungsvorschläge ha- 
ben zum Ziel, die unter A, B und C genannten 
Verordnungen gemäß dem genannten Kompro- 
miß zu ändern, da die Anwendung der vorge- 
sehenen neuen Regelung mit dem Inkrafttreten 
der Abkommen mit den Mittelmeerländern ver- 
bunden ist. 


11. Für die Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und 
Gemüse sieht der vom Rat geschlossene Kom- 
promiß die Änderung des Vorschlags für eine 
Verordnung über die gemeinsame Handelsrege- 
lung mit den Drittländern vor, was insbesondere 
die Festsetzung eines Mindestpreises bei der 
Einfuhr für die Tomatenkonzentrate mit sich 
bringt. 

Der beigefügte Verordnungsvorschlag zielt also 
darauf ab, diesen Mindestpreis für das Wirt- 
schaftsjahr 1975/1976 auf 580 RE je Tonne fest- 
zulegen; diese Zahl wurde bereits während der 
diesbezüglichen Erörterungen im Rate vorge- 
bracht. 
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Annexe au Doc. 

FICHE FINANCIERE 

Date 27 juin 1975 


1. Ligne budgetaire concernee : Article 681 poste 6811 Budget 1975 

2. Intitule de l'action : 

Proposition de regiement du Conseil, modifiant le regiement (CEE) n° 2511/69 prevoyant des mesures 
speciales en vue d'amelioration de la production et de la commercialisation dans le secteur des 
agrumes communautaires ainsi que proposition modifiant le regiement 2601/69 (primes de trans- 
formation). 

3. Base juridique : art. 43 du Traite 

proposition faite ä la suite de l'accord intervenu au sein du Conseil des 23 et 24 juin 1975 au sujet de 
l'approche globale mediterraneenne 

4. Objectifs de l'action : 

Assurer l’ecoulement, compte tenu des importations des pays tiers notamment les pays du bassin de la 
Mediterrannee, de la production communautaire vers les autres Etats membres ou vers la trans- 
formation 


5.0 Coüt de l'action (coüts Supplement.) i pendant la ' exercice ! ^^ercice suivant 



Campagne 

en cours 

1 (75) 

(75) 

ä la Charge du Budget de la CE 

’ 

13 MUC 

i 

max. 1 ä 4 MUC 

i 

9 a 12 MUC 


5.1 

Echeancier pluriannuel 

annee 76 
+ 9 ä 12 MUC 

annee 77 
+ 3,4 MUC 

annee 78 
+ 3,4 MUC 

5.2 

Mode de calcul (pour 12 mois) 

1 



avec incidence 
double taux 


Citrons : prime de penoration : 

47 U.C. X 150 000T 

^ 7,05 MUC 

9,58 


Oranges : augmentation prime de 
Penetration de 11 ®/o 

1 1 “/o des depanses 
previsibles 

= 0,4 MUC 

0,54 


Oranges : extension prime pour 
oranges transformees 

100 000 T X 21 UC/T 

= 2,1 MUC 

2,86 

12,98 


Voir footnote 2) 

6.1 Financement possible par credits inscrits au chapitre concerne dans le Budget en cours d'execution 
oui non 


6.4 Credits ä inscrire dans les budgets futurs oui 

Observations : 

1) Poste 6811 Mesures speciales secteur fruits et legumes (MUC) 

1974 1975 

credits 8,0 7,7 

depenses 3,8 1,1 (6 mois) 

2) Comme l'entree en vigueur des propositions en question est subordonnee ä Fentree en vigueur des accords avec 
les pays de la Mediterrannee, Faugmentation des depenses au titre du budget 1975 est difficilement diiffrable. Le 
montant de 1 ä 4 MUC ist donc un chiffre maximal. 
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